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Servicezeiten WBZ (Bauberatung): 
Mo            12:00 - 16:00 Uhr 
Di und Fr   08:00 - 12:00 Uhr 
Do             10:00 - 16:00 Uhr 
 
Termine im Fachamt Bauprüfung nur 
nach Vereinbarung 
 
 
 
 
 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
U3 Hoheluftbrücke 
35, 5, 115 Bezirksamt Eimsbüttel 
 
 
 
 
 
 
 

 
Verfahren Vereinfachtes Genehmigungsverfahren nach § 61 HBauO 
Bezug vom 19.03.2014 
Eingang 20.03.2014 
Belegenheit ### 
Baublock 318-076 
Flurstück 1358 in der Gemarkung: Niendorf 

 
 
Errichtung eines Mehrfamilienhauses mit 6 WE 
 
 
GENEHMIGUNG 
 
Nach § 72 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) in der geltenden Fassung wird 
unbeschadet der Rechte Dritter die Genehmigung erteilt, das oben beschriebene 
Vorhaben auszuführen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Genehmigung nicht die gegebenenfalls 
notwendige Einholung anderer öffentlich - rechtlicher Zulassungsentscheidungen ersetzt. 
 
Dieser Bescheid gilt nach § 58 Absatz 2 HBauO auch für und gegen die 
Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger. 
 
Die bauordnungsrechtliche Genehmigung erlischt nach § 73 Absatz 1 HBauO, wenn 
innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausführung des Vorhabens nicht 
begonnen oder die Ausführung länger als ein Jahr unterbrochen worden ist. 
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Sie kann auf schriftlichen Antrag nach § 73 Absatz 3 HBauO jeweils um bis zu einem Jahr 
verlängert werden. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen 
  
Bebauungsplan Niendorf 15 
 mit den Festsetzungen: vo: WR Izwingend o; hi: nicht 

überbaubarer Fläche 
 Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 
 
Vorbescheid Gz.: E/WBZ2/01556/2013 vom 23.07.2013 
 
 
Ausführungsgrundlagen 
   
Bestandteil des Bescheides  
 
- die Vorlagen Nummer 
   
 13 / 3 Lageplan 
 13 / 5 Grundriss / Tiefgarage 
 13 / 7 Grundriss / Dachgeschoss 
 13 / 8 Grundriss / Dachgeschoss 
 13 / 9 Schnitt 
 13 / 10 Ansicht 
 13 / 11 Ansicht 
 13 / 12 Baubeschreibung 
 13 / 17 Flurkartenauszug 
 13 / 18 Schnitt durch Gaube 
 13 / 20 Brandschutznachweis 
 13 / 23 Brandschutz, Fluchtwege Tiefgarage 
 13 / 24 Grundriss EG barrierefrei 
 
Sie sind im Rahmen des gesetzlich geregelten Prüfungsumfanges verbindlich. 
Die Grüneintragungen in den Vorlagen 13/10 und 13/20 sind zu beachten. Die 
Tiefgaragenwand, welche an der Grundstücksgrenze steht, ist oberhalb der 
Geländeoberfläche als eigenständiges Bauteil herzustellen, da sonst Abstandsflächen 
entstehen würden. 
 
Genehmigungseinschränkungen (aufschiebende Bedingung) 
 
1. Mit den entsprechenden Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn über 

folgende Prüfgegenstände ein Ergänzungsbescheid erteilt worden ist: 
 

1.1. Standsicherheit  
Hierfür ist der erforderliche Nachweis gemäß § 14 der Bauvorlagenverordnung 
in der geltenden Fassung (BauVorlVO) zur Prüfung nachzureichen.  
 

1.2. Nachweis des Wärmeschutzes und der Energieeinsparung  
Hierfür sind die erforderlichen Bauvorlagen gemäß § 16 der 
Bauvorlagenverordnung in der geltenden Fassung (BauVorlVO) zur Prüfung 
nachzureichen. 

 
Diese Einschränkungen verlängern nicht die Geltungsdauer der Genehmigung nach 
§ 73 Absatz 1 HBauO. 
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HINWEISE 
 
Wasserbehörde 
 
In der Straße Bansgraben liegt ein Regenwassersiel, so dass die erlaubnisfähige 
Einleitmenge mit der Hamburger Stadtentwässerung abzustimmen ist. 
 
 
Brandschutz 
Ergänzend zum Brandschutznachweis sind folgende Vorschriften der HBauO einzuhalten: 
 
§ 32 Treppen 
(4) 1 Die tragenden Teile notwendiger Treppen müssen 
3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 aus nicht brennbaren Baustoffen oder Feuer 
hemmend sein. 
2 Tragende Teile von Außentreppen nach § 33 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 für Gebäude 
der Gebäudeklassen 3 bis 5 müssen aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen. 
(5) Die nutzbare Breite der Treppenläufe und Treppenabsätze notwendiger Treppen muss 
für den größten zu erwartenden Verkehr ausreichen. 
(6) 1 Treppen müssen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. 2 Für Treppen sind 
Handläufe auf beiden Seiten und Zwischenhandläufe vorzusehen, soweit die 
Verkehrssicherheit dies erfordert. 
(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tür beginnen, die in Richtung der 
Treppe aufschlägt; zwischen Treppe und Tür ist ein Treppenabsatz von mindestens 0,5 m 
Tiefe anzuordnen. 
 
§ 33 Notwendige Treppen 
(1)1 Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den 
Geschossen ins Freie in einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen 
(notwendiger Treppenraum). 
2 Notwendige Treppenräume müssen so angeordnet und ausgebildet sein, dass die 
Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lange möglich ist. 
(2) 1 Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss 
mindestens ein Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in höchstens 
35m Entfernung erreichbar sein. 
(3) 1 Jeder notwendige Treppenraum muss an einer Außenwand liegen und einen 
unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. 2 Innen liegende notwendige Treppenräume sind 
zulässig, wenn ihre Nutzung ausreichend lange nicht durch Raucheintritt gefährdet 
werden kann. 3 Sofern der Ausgang eines notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar 
ins Freie führt, muss der Raum zwischen dem notwendigen Treppenraum und dem 
Ausgang ins Freie 
1. mindestens so breit sein wie die dazugehörigen Treppenläufe, 
2. Wände haben, die die Anforderungen an die Wände des Treppenraumes erfüllen, 
3. rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse zu notwendigen Fluren haben und 
4. ohne Öffnungen zu anderen Räumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein. 
(4) 1 Die Wände notwendiger Treppenräume müssen als Raum abschließende Bauteile 
3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 Feuer hemmend sein. 
2 Dies ist nicht erforderlich für Außenwände von Treppenräumen, die aus nicht 
brennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Außenwände anschließende 
Gebäudeteile im Brandfall nicht gefährdet werden können. 3 Der obere Abschluss 
notwendiger Treppenräume muss als Raum abschließendes Bauteil die 
Feuerwiderstandsfähigkeit der Decken des Gebäudes haben; dies gilt nicht, wenn der 
obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwände bis unter die Dachhaut 
reichen. 
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(5) In notwendigen Treppenräumen und in Räumen nach Absatz 3 Satz 3 müssen 
1. Bekleidungen, Putze, Dämmstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nicht brennbaren 
Baustoffen bestehen, 
2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht brennbaren 
Baustoffen in ausreichender Dicke haben, 
3. Bodenbeläge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwer 
entflammbaren Baustoffen bestehen. 
(6) 1 In notwendigen Treppenräumen müssen Öffnungen 
1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachräumen, Werkstätten, Läden, Lager- 
und ähnlichen Räumen sowie zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mit einer 
Fläche von mehr als 200 m², ausgenommen Wohnungen, mindestens Feuer hemmende, 
rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse, 
2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse, 
3. zu sonstigen Räumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschließende 
Abschlüsse haben. 
2 Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüsse dürfen lichtdurchlässige Seitenteile und 
Oberlichte enthalten, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als 2,50m ist. 
(7) 1 Notwendige Treppenräume müssen zu beleuchten sein. 2 Innenliegende notwendige 
Treppenräume müssen in Gebäuden mit einer Höhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr 
als 13 m eine Sicherheitsbeleuchtung haben. 
(8) 1 Notwendige Treppenräume müssen belüftet werden können. 2 Sie müssen in jedem 
oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie führende Fenster mit einem freien 
Querschnitt von mindestens 0,5 m² haben, die geöffnet werden können. 3 Für 
innenliegende notwendige Treppenräume und notwendige Treppenräume in Gebäuden 
mit einer Höhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 13 m ist an der obersten Stelle eine 
Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von mindestens 1 m² 
erforderlich; sie muss vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus geöffnet 
werden können. 4 Bei Treppenräumen mit einer Grundfläche von über 40 m² sind 
besondere Vorkehrungen zu treffen zur Unterstützung der Personenrettung. 
 
§ 34 Notwendige Flure 
(1) 1 Flure, über die Rettungswege aus Aufenthaltsräumen oder aus Nutzungseinheiten 
mit Aufenthaltsräumen zu Ausgängen in notwendige Treppenräume oder ins Freie führen 
(notwendige Flure), müssen so angeordnet und ausgebildet sein, dass ihre Benutzung im 
Brandfall ausreichend lange möglich ist. 
(2) 1 Notwendige Flure müssen so breit sein, dass sie für den größten zu erwartenden 
Verkehr ausreichen, mindestens 1 m. 2 In den Fluren ist eine Folge von weniger als drei 
Stufen unzulässig. 
(3) 1 Notwendige Flure sind durch nicht abschließbare, rauchdichte und 
selbstschließende Abschlüsse in Rauchabschnitte zu unterteilen. 2 Die Rauchabschnitte 
dürfen nicht länger als 30 m sein. 3 Die Abschlüsse sind bis an die Rohdecke zu führen; 
sie dürfen bis an die Unterdecke der Flure geführt werden, wenn die Unterdecke Feuer 
hemmend ist. 4 Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem 
Sicherheitstreppenraum führen, dürfen nicht länger als 15,0 m sein. 5 Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht für offene Gänge nach Absatz 5. 
(4) 1 Die Wände notwendiger Flure müssen als Raum abschließende Bauteile Feuer 
hemmend, in Kellergeschossen, deren tragende und aussteifende Bauteile 
feuerbeständig sein müssen, feuerbeständig sein. 2 Die Wände sind bis an die Rohdecke 
zu führen. 3 Sie dürfen bis an die Unterdecke der Flure geführt werden, wenn die 
Unterdecke Feuer hemmend und ein nach Satz 1 vergleichbarer Raumabschluss 
sichergestellt ist. 4 Türen in diesen Wänden müssen dichtschließen; Öffnungen zu 
Lagerbereichen im Kellergeschoss müssen Feuer hemmende, dicht- und 
selbstschließende Abschlüsse haben. 
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(5) 1 Für Wände und Brüstungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als 
offene Gänge vor den Außenwänden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend. 2 
Fenster sind in diesen Außenwänden ab einer Brüstungshöhe von 0,9 m zulässig. 
 (6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gängen nach Absatz 5 müssen 
1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dämmstoffe aus nicht brennbaren Baustoffen 
bestehen, 
2. Wände und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht brennbaren 
Baustoffen in ausreichender Dicke haben. 
 
 
Bezüglich der Tiefgarage ist ebenfalls sicherzustellen: 
 
 
§ 3 GarVO  
§ 3 Allgemeine Anforderungen, allgemeine Sicherheit 
(1) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist, sind auf tragende und 
aussteifende sowie auf raumabschließende Bauteile von Garagen die Anforderungen 
der Hamburgischen Bauordnung an diese Bauteile in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 
anzuwenden; die Erleichterungen des § 28 Absatz 3 Satz 2, § 29 Absatz 4 Nummern 1 
und 2, § 34 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 37 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4, § 39 Absatz 1 
Nummern 1 und 3 sowie des § 40 Absatz 5 Nummern 1 und 3 HBauO sind nicht 
anzuwenden. 
(2) Stellplätze, Verkehrsflächen, Treppenräume und sonstige allgemein zugängliche 
Flächen von Mittel- und Großgaragen sind so überschaubar zu halten, dass nicht 
einsehbare 
Bereiche vermieden werden; sie müssen so angeordnet sein, dass sie durch 
Aufsichtspersonen oder elektronische Anlagen wie Videoanlagen überwacht werden 
können. Wände und Decken müssen helle Oberflächen haben. 
 
 
§ 17 GarVO Lüftung: 
(2) 1 Für geschlossene Mittel- und Großgaragen mit geringem Zu- und Abgangsverkehr, 
wie 
Wohnhausgaragen, genügt eine natürliche Lüftung durch Lüftungsöffnungen oder über 
Lüftungsschächte. 
2 Die Lüftungsöffnungen müssen 
1. einen freien Gesamtquerschnitt von mindestens 1500 cm² je Garagenstellplatz 
haben, 
2. in den Außenwänden oberhalb der Geländeoberfläche in einer Entfernung von 
höchstens 35 m einander gegenüberliegen, 
3. unverschließbar sein und 
4. so über die Garage verteilt sein, dass in sämtlichen Bereichen eine ständige 
Querlüftung gesichert ist. 
3 Die Lüftungsschächte müssen 
1. untereinander in einem Abstand von höchstens 20 m angeordnet sein und 
2. bei einer Höhe bis zu 2 m einen freien Gesamtquerschnitt von mindestens 1500 
cm² je Garagenstellplatz und bei einer Höhe von mehr als 2 m einen freien 
Gesamtquerschnitt von mindestens 3000 cm² je Garagenstellplatz haben. 
 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 



 
 
 

____________________________________________________________________________ 
 

 
 
E/WBZ2/00893/2014 

 
Seite 6 von 8 

Widerspruch schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf bezeichneten 
Dienststelle einlegen (§ 70 VwGO). 
   
Der Bescheid umfasst auch die 
 
 ### 
 ### 
 
 
  
 
 
 
Unterschrift 
 
Gebühr 
 
Über die Gebühr ergeht ein gesonderter Bescheid. 
   
 
Weitere Anlagen 
 
 Formblatt - Mitteilung über die Innutzungnahme 
 Anlage - Statistikangaben zur Umsetzung des HmbTG 



 
 
 

____________________________________________________________________________ 
 

 
 
E/WBZ2/00893/2014 

 
Seite 7 von 8 

 
Anlage zum Bescheid 
### 
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Anlage 
 
STATISTIKANGABEN ZUR UMSETZUNG DES HmbTG 
 
Dieser Bescheid wird im Hamburger Informationsregister veröffentlicht (§ 3 Abs. 1 Nr. 13  
HmbTG). Vor der Veröffentlichung werden persönliche Daten aus dem Dokument 
entfernt. 
 
Für das Informationsregister wird der Bescheid um folgende Angaben ergänzt: 
 
Art der Baumaßnahme: Errichtung 
Art des Gebäudes nach künftiger Nutzung: Wohngebäude 
Zahl der Vollgeschosse: 1 Vollgeschoss 
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